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neueſte Tagesnachrichten
je polniſche Frechheit wird immer größer. Jn Ober-r n erſuchen polniſche Banden ſich in den Beſitz

5 Hrte zu ſetzen. Es kam zu ſchweren Kämpfen.

x In der Türkei bereitet ſich eine neue Kriſe vor.

Kriegs gefangenen aus Serbien ſollenn tun erung bald heimgeſchickt werden.

Der bayriſche Landtag hat ſeine letzte Sitzung
n Bamberg abgehalten. o
polenaufſtand in Oberſchleſien

Deutſcheauf Grenztruppen Straßenkämpfe
Gegenangriffe Die Truppen Herr der Lage.

(Von unſerem hk-Sonderberichterſtatter.)
Breslan, 17. Auguſt.

In der Nacht zum Sonntag haben polniſche Banden
in Kreiſe Pleß große Putſchverſuche unternommen, um die Ge
valt an ſich zu reißen und das Militär zu entwaffnen. Jm
weſentlichen ſind die Verſuche mißglüdkt und zurzeit ſind
die Truppen Herr der Lage. So wurde in Pleß ein Teil der
Ungreifer außer Gefecht geſetzt, ein anderer verhaftet. Es kam

n regelrechten Straßenkämpfen. Die Truppen hatten
zur geringe Verluſte. Die Ruhe iſt jetzt wiederhergeſtellt.
Ebenſo mißlang ein Angriff auf eine Feldwache.
Im ſüdlichſten Winkel Oberſchleſiens, in Paprotzzan,
wurde ein dort liegendes Bataillon überrumpelt und entwaffnet.
Dabei wurden mehrere Soldaten in beſtialiſcherWeiſe ermordet. Den Aufſtändiſchen gelang es auch, die
Stadt Tichan, die von Militär beſetzt war, eine Zeitlang zu

zen, beſonders in der Gegend des Bahnhofes und des Poſt
es. Ebenſo ging es in Mittel-Leſzisk. Dort wurde der

ſahnhof und ſeine Umgebung beſonders ſtark beſchoſſen. Es
urde ſogleich eine militäriſche Gegenaktion zur
Unterdrückung des Aufruhrs in Gang geſetzt. Weitere Trup-

enmaſſen nach Oberſchleſien ſind in Marſch. Anſcheinend
war von den politiſchen Organiſationen, die die Beſetzung durch
e Entente nicht abwarten wollen, für Sonntag nacht ein allge
einer Aufſtand in ganz Oberſchleſien geplant. Man wollte die
Nacht an ſich reißen und Hallertruppen ſollten darnach
einrücken.

Der Kriegsgefangenen Heimkehr
Die aus Serbien kommen.

(Eigene Drahtmeldung der „H. Z.“)
Wien, 17. Auguſt.

Alle deutſchen Kriegsgefangenen in Serbien
werden in kurzer Zeit in die Heimat entlaſſen. Der Abtrans-
ort wird vorausſichtlich am 23. Auguſt beginnen.
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Das Elend von Rußland
Eigene Drahtmeldungen der „H. Z.“)

Helſingfors, 17. Auguſt.
Die ruſſiſche Preſſe meldet Jamburg iſt von den Sow-
jettruppen genommen. Jn Zabarowsk iſt ein Aufſtand der
Kommuniſten ausgebrochen. Jn Petersburg nimmt die
Ruhrepidemne zu.

Angriffe
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(D Anmſterdam, 17. Auguſt.
„Daily Chronikle“ meldet, daß Odeſſa von den Truppen
iklins befreit ſei und daß in Bälde die ganze Schwarze

ReerKüſte von Bolſchewiſten geſäubert ſei.

a (5 Anmſterdam, 17. Auguſt.Wie die engliſchen Blätter vom 15. melden, betragen nach
m von der britiſchen Regierung herausgegebenen Weißbuch die

ten der kriegeriſchen Operationen zu Waſſer und zu Lande in
ußland ſeit Unterzeichnung des Waffenſtillſtandes mit Deutſch
nd bis 31. Juli d. J. 69 Millionen 285 Pfund Sterling.

das Friedensvertrags Ermächtigungsgeſetz
Der Entwurf eines Geſetzes, der der Reichsregierung das
et zu Enteignungen und Entſchädigungen zur Erfüllung des
edenevertrages erteilen ſoll, iſt am Sonnabend der National-

ammlung zugegangen. Danach wird die Reichsregierung
mächtigt, ſolche Gegenſtände, welche auf Grund des Friedens
trages oder ergänzender Abkommen unſeren Feinden zu
ertragen ſind, für das Reich zu enteignen. Soweit die Reichs
erung nicht ein anderes beſtimmt, wird die Befugnis

ateignung von jehem Reichsminiſter für
nen Geſchäftsbereich ſelbſtändig unmittelbarz durch eine von ihm zu bezeichnende Stelle gusgeübt (Ent-

dungebehörde). Die Enteignung erfolgt ohne beſonderes Ver-
en durch Beſcheid an den Eigentümer. Zur Zuſtellung ge-
4 die Ueberſendung mittels eingeſchriebenen Briefes gegen

S Die Enteignung kann auch durch öffentliche Be
n machung erfolgen. Das Reich erwirbt den Gegenſtand mit

Zuſtellung des Enteignungsbeſcheides, im Falle der Enteig
ez durch öffentliche kanntmachung mit dem Ablauf des

Ausgabe des Vlattes in welchem die öffentliche Be
h machung ergeht. Die Rechte Dritter an den Gegenſtänden

n ſoweit die e e nicht ein anderes bebef Die Enteignungsbehörde oder die von ihr Beauftragten

T richtiger Angaben die Geſchäfts
eſchäftzbücher und ſonſtige Urkunden ein

S

Montag, 18. Auguſt

zuſehen, ſowie Räume zu beſichtigen und zu unterſuchen, in
denen Gegenſtände oder Urkunden ſich befinden oder zu vermuten
ſind, über welche Auskunft verlangt wird. Das Ergebnis der
Auskünfte oder Ermittlungen darf nicht zu ſteuerlichem Zwecke
verwendet werden. (Das ift wirklich deutlich. Die Schriftl.) Die
Enteignüngsbehörde iſt befugt, Gegenſtände, welche der Enteig
nung unterliegen, zu beſchlagnahmen. Die Beſchlagnahme hat
die Wirkung, daß ohne Zuſtimmung der Enteignungsbehörde die
Vornahme von Veränderungen an den von der Beſchlagnahme
betroffenen Gegenſtänden verboten iſt, und das Recht geſchäft
licher Verfügungen über ſie verboten und nichtig iſt.

Die Enteignung erfolgt gegen angemeſſene Entſchädi
gung an Geld oder Wertpapieren, an gleichartigen Gegenſtän
den oder durch Uebernahme von Schuldverbindlichkeiten der Ent
ſchädigungsberechtigten. Der zuſtändige Reichsminiſter ſtellt im
Einvernehmen mit dem Reichsfinanzminiſter der Finanzen und
der Juſtiz für Art und Umfang der Entſchädigung Richtlinien
auf, welche dem Reichsrat und einem von der Rationalverſamm-
lung zu wählenden Ausſchuß von 16 Mitgliedern zur Genehmi-
gung vorzulegen ſind.

Kann die Feſtſetzung oder die Auszahlung der Entſchädigung
nicht ſofort erfolgen, ſo kann in Anvechnung auf die Entſchädi
gung ein Vorſchuß bewilligt werden.
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Das Handelsabkommen mit der Welt
(Eigene Drahtmeldung der „H. Z.“)

Amſterdam, 17. Auguſt.
Jm Unterhaus teilte Bonar Law mit, daß das Handels

abkommen als Zuſatz zum Friedensvertrag abgeſchloſſen
worden ſei.

Ungarns Regierungsbilduug
(Eigene Drahtmeldung der „H. Z.“)

Budapeſt, 17. Auguſt.
Wie amtlich gemeldet wird, ſind die Verhandlungen mit dem

Grafen Paul Teleki wegen ſeines Eintrittes in die neue Re
gierung als Miniſter ohne Portefeuille noch nicht abgeſchloſſen.

Der hHexenkeſſel Türkei
(Eigene Drahtmeldung der „H. Z.“)

88 Verſailles, 17. Auguft.
Ein Artikel des „Echo de Paris mit der Ueberſchrift „Neue

Kriſe in der Türkei“ läßt erkennen, daß die Verhältniſſe dort
verworrener als je ſind. Das im Auguſt gebildete Kabinett von
Damad Perid Paſcha, dem Schwiegerſohn Abdul Hamids, ſteht
im Begriff, zu verſchwinden. Kriegsminiſter Nazim Paſcha hat
gebeten, den Großvezir zu entlaſſen. Muſtafa Temil Paſcha hat
die Abſicht, eine revolutionäre Konſtituante nach Sivas einzu
berufen. Nicht die geringſte Harmonie herrſcht unter den dorti
gen Vertretern der Großmächte und in Paris kümmert man ſich
nicht um das, was ſich vorbereitet.

d

Die neue 9-Milliarden- Anleihe
Weimar, 17. Auguſt.

Der Nationalverſammlung iſt der Entwurf eines Geſetzes
betreffend einen Anleihekredit für das Rechnungsjahr
1919 zugegangen, wonach der Reichsminiſter der Finanzen er-
mächtigt wird, zur Beſtreitung einmaliger außerordentlicher Aus
goben die Summe von 9 Milliarden Mark im Wege des Kredits
ſHüſig zu machen, den einzelnen Reichsverwaltungen die aus

nlaß des Krieges und der Demobilmachung erforderlichen
Teilbeträge bis zur Höhe von 7 Milliarden Mark zu überweiſen
ſowie 2 Milliarden Mark für Leiſtungen aus dem Friedensver-
trage zub verwenden. Begründet wird der Entwurf mit der
Notwendigkeit, wegen der unmittelbar bevorſtehenden Er
ſchöpfung der Anleihekredite der Reichsregierung weitere außer
erdentliche Deckungsmittel bereitzuſtellen.

Der „geheime“ Reichsrat
Jn den Kouloirs der Nationalverſammlung wurde am Sonn

abend mit einer gewiſſen Wichtigkeit angekündigt, daß die erſte
ſachliche Sitzung des Reichsrates ſich Sonnabend abend mit dem
Rätegeſetz befaſſen werde Die Sitzungen des Reichsrates
ſollen bekanntlich nach der Verfaſſung öffentlich ſein. Als
Sonnadnd die Preſſe vor dem großen Ausſchußſaale des Natio-
naltheaters erſchien, um der Sitzung beizuwohnen, wurde ihr
von dem Saaldiener mit wichtiger Miene erklärt, daß er Auf-
trag habe, allen Beſuchern mitzuteilen, daß der Reichsrat vor
läufig noch geheim ſei, ſo daß der hiſtoriſche Augenblick
der erſten Sitzung des republikaniſchen Reichsrates unter Aus-
ſchluß der Oeffentlichkeit vorübergehen mußte. Das neugeborene
Revolutionskind ſoll ſich anſcheinend langſam an das Tageslicht
gewöhnen.
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Die deutſch- polniſchen Verhandlungen
Die Verhandlungen mit den polniſchen Delegierten nehmen

einen befriedigenden Verlauf. Jn allen Hauptfragen iſt hier
vollkommene Uebereinſtimmung erzielt worden.

Jn der Unter kommiſſion für die Schulfragen
beſtand für die deutſchen Vertreter hauptſächlich die Pflicht, die
diesbezüglichen Wünſche der deutſchen Bevölkerung der Ab-
tretungsbezirke zur Geltung zu bringen. Jn den wichtigen Fra
gen iſt auch hier Einvernehmen erzielt worden, beſonders hat es
ſich gezeigt, daß im polniſchen Elementarſchulweſen die deutſchen
Wünſche Berückſichtigung gefunden haben.

Die kirchlichen Fragen ſind bis zum Eintreffen pol-
niſcher Sachverſtändiger zurückgeſtellt worden.

den Wirtſchaftsfragen ſind einzelne allgemeine
Angelegenheiten beſprochen worden; die Beratungen werden
fortgeſetzt.

Die wichtigſte Kommiſſion iſt die für ſtaatsrechtliche Fragen.
welche am Sonntag vormittag zum erſten zu einer Gene
valdis kuſſion uſammentreten wird.
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UBootkrieg und O. H. C.
und Bethmann- Hollweg

Enthüllungen des Grafen E. zu Reventlow
Von ſozialdemokratiſcher und deutſchdemokrati

cher Seite wird immer wieder noch die unrichtige
ehauptung aufgeſtellt, daß der Reichskanzler durch

die Oberſte Heeresleitung zum UBootkrieg gegen
ſeinen Willen gedrängt worden ſei. Dadurchwäre dann die Friedensaktion des Präſidenten
Wilſon geſcheitert. Dieſe Unterſtellung iſt ſchon
von Hindenburg in ſeinem Schreiben vom
16. Oktober 1918 an den Prinzen Max von Baden
(das wir im Wortlaut veröffentlicht hatten) zurück-
gewieſen worden. Bekanntlich faßte Hindenburg
feine Ausführungen dahin zuſammen:

„1. Der Vorwurf, den Herrn Reichskanzler zu
einer zwieſpältigen Politik gegenüber den Ver
einigten Staaten gedrängt zu haben, trifft mich
und den General Ludendorff unbedingt nicht.

2. Bedenken, daß durch den UBootkrieg die
diplomatiſche Aktion des Präſidenten Wilſon ge
ſtört werden könnte, ſind in den Verhandlungen
über den Entſchluß zum U-Bootkrieg vom Herrn
Reichskanzler oder dem Auswärtigen Amt nie-
mals zur Sprache gebracht worden.“

Nun nimmt hierzu auch der bekannte Politiker
Graf Ernſt zu Reventlow Stellung und
erzählt, wie der Kanzler v. Bethmann Hollweg vonlanger Hand her den n Sootkrieg
ganz ſhſtematiſch vorbereitet hatte. Auch
aus dieſer Darſtellung iſt wieder zu erſehen, wie
töricht es iſt, zu behaupten, die Reichsleitung wäre
von den rechts gerichteten Parteien zum U-Bootkrieg

gegen ibre Ueberzeugung gedrängt
worden. Beſonders den hartſtirnigen Kreiſen der
„Saalezeitung“ empfehlen wir die aufmerk-
ſame Lektüre der nachfolgenden Ausführungen
Graf Reventlow ſchreibt:

„Jm Auguſt 1916 ließ mich der damalige Chef des
Admiralſtabes, Admiral von Holtzendorff, bitten, ihn zu
beſuchen. Jch ging hin und er eröffnete mir, er habe mir
im Auftrage des deutſchen Kaiſers deſſen ſchärfſte
Mißbilligung auszuſprechen, weil ich den Reichskanzler
angriffe und das Vertrauen zu ihm untergrabe, obgleich
ich wiſſe, daß er nur die Politik des Kaiſers vertrete. Dieſes
war ſozuſagen das Leitmotiv der langen Unterhaltung.
Der Admiral wies wiederholt darauf hin, daß ſein Auftrag
direkt vom Kaiſer ausgehe, und ich hatte den Eindruck,
daß man dieſen Einwirkungsverſuch als „letzte Warnung“
anſah und im Falle der Erfolgloſigkeit ſchärfſte Mittel an
drohe, ein Eindruck, der mir von anderen wiſſenden Per-
ſönlichkeiten als richtig beſtätigt wurde. Jm Herbſt des
gleichen Jahres machte Herr von Bethmann Hollweg
mit ſchließlichem Mißerfolge endende Anzeige bei der
Staatsanwaltſchaft gegen mich, indirekt erfolgten verſchie-
dene Male Androhungen mit Schutzhaft uſw.

Dem Admiral von Holtzendorff gegenüber vertrat ich
den Standpunkt, daß einem politiſchen Publiziſten in
jeder Hinſicht das Recht zuſtehe, die Politik des Reichs
kanzlers anzugreifen, und daß nur Herr von Bethmann
Hollweg dem Kaiſer die unrichtige Auffaſſung beigebracht
haben konnte, daß ſich die Angriffe eigentlich gegen ihn,
nicht gegen den Kanzler richteten.

Jm Laufe dieſer Unterhaltung ſetzte Admiral von
Holtzendorff die U-Boot-Kriegpolitik Beth-mann Hollwegs mir folgendermaßen auseinander.
Jch folge dabei der Aufzeichnung, die ich mir am ſelben
Tage gemacht habe: Die deutſche Politik und Diplomatie
werde für das Frühjahr 1917 die Führung des un-
eingeſchränkten U-Boot- Krieges geſchickt und zielbewußt
politiſch vorbereiten. Hierzu müßten die Vereinigten
Staaten und die anderen neutralen Mächte zur Ueber-
zeugung gebracht werden, daß dem Deutſchen Reiche nichts
weiter übrig bleibe, als den rückſichtsloſen U-Boot-Krieg zu
führen. Amerika und beſonders den Präſidenten Wilſon
dürfe man nicht brüskieren, denn ſonſt werde er ſofort
Krieg führen. Man müſſe den Vereinigten Staaten klar-
machen, daß ſie das gleiche Jntereſſe wie Deutſchland an
der Freiheit der Meere hätten, und daß dieſe ſich nicht
anders als durch den rückſichtsloſen U-Boot-Krieg er
reichen laſſe, es ſei denn, daß England in Güte nachgäbe,.

Dieſes ſei das Programm des Kanzlers wie des Kai-
ſers, und unter der Vorausſetzung ſeiner Verwirklichung
werde man Anfang 1917 den uneingeſchränkten U-Boot-
Krieg führen.

Jch gab der Ueberzeugung Ausdruck, daß es ausge-
ſchloſſen ſei, durch diplomatiſche Künſte und gar die der
Wilhelmſtraße, die Vereinigten Staaten zu einer wohl-
wollenden Zuſtimmung zur Führung des uneingeſchränk-
ten U-Boot- Krieges zu bringen und erläuterte dieſe meine
Auffaſſung an der bisherigen Haltung der Vereinigten
Staaten. Jch entwickelte dem Admiral die Auffaſſung, daß
man endlich die Halbheit auf gebe und entweder
den uneingeſchränkten U-Boot- Krieg führe, ehe es zu ſpät
ſei, oder daß man den U-Boot-Krieg gegen Handelsſchiffe
überhaupt aufgebe. Der damals geführte U-Boot-
Kreuzer Krieg ſei eine verderbliche Halbheit, denn er
könne militäriſch nichts Genügendes erreichen und ver



Hindere andererſeits politiſch daß die Reibungsfläche

t tig weſen r a e Wüſſe endli en und hätte das nper W n habe ich dem Admi-
ge na urch ein ienne e rch Schreiben noch

Im Sommer und Herbſt 1916 hat Herr von Bethmann
S verſchiedentlich nur vertraulich verbreiten laſſen,

ſonders auch in nationalen Kreifen, daß er beabſichtige
durch eine ganz beſonders kluge und geſchickte Diplomatie
die Vereinigten Staaten mit dem Gedanken des uneinge-
ſchränkten U. Boot- Krieges zu befreunden und dieſen dann
Anfang 1917 zu führen. Jm Herbſt des gleichen Jahres
teilte auf einer Sitzung des Unabhängigen- Ausſchuſſes für
einen deutſchen Frieden auch Profeſſor Eduard Meyer die-
ſes Programm als das Herrn von Bethmann Hollwegs
mit, ebenſo verſicherte mich der damalige Reichstagsabge-
ordnete Dr. Mumm, Bethmann-Hollweg ſei entſchloſſen
ich hielt eine ſolche Tatſache bei dem damaligen Reichs
kanzler für a priori ausgeſchloſſen Anfang 1917, näm-
lich im rechten Augenblick, zu führen.

Herr von Bethmann Hollweg, ſo erzählten diejenigen,
denen er ſeine angeblichen Pläne mitgeteilt hatte oder hatte
mitteilen laſſen, halte den Augenblick auch deshalb für be
ſonders vorteilhaft, weil er in eine Periode falle, wo die
Präſidentenwahl in den Vereinigten Staaten, und zwar
bis in das Frühjahr hinein, einen Zuſtand politiſcher
Manövrierunfähigkeit geſchaffen haben würde. Jm Früh-
jahr 1916, erklärte mir Holtzendorff, wäre der uneinge-
ſchränkte UBootKrieg wegen der Vereinigten Staaten
nicht möglich geweſen, aber für 1917 werde man ſie diplo-
matiſch gewinnen können. Jn Wirklichkeit iſt bekanntlich
genau das Gegenteil der Fall geweſen.

Auf alle Fälle hat alſo der Chef des Admiralſtabes am
20. Auguſt 1916 eine vorſtehend ſkizzierte Politik Beth-
manns als ausgemacht und feſtſtehend mir in ſeiner Eigen-
ſchaft als Chef des Admiralſtabes und Be
auftragter des Kaiſers mitgeteilt, mit dempolitiſch-taktiſchen Zwecke, politiſche Angriffe auf den
rer für die Fkunft zu Corhindern. Ob der Kanzler

Laufe des zweiten Tahres S tatſächlich verſucht hat,
ſein Programm zu verwoerlichen, und wie er das gemacht
hat, wird er ſelbſt angeben können, außerdem wird Graf
Bernſtorff Beſcheid wiſſen. Außer Frage ſteht
jedenfalls daß der Kanzler bereits imSommer 1916 den Anfang des Jahres
1917 als den rechten Augenblick für den
Beginn des uneingeſchränkten U-Boot-Krieges angeſehen hat; während der eigentlich
rechte Augenblick wirtſchaftlich, politiſch und militäriſch im
Frühjahr 1916 geweſen iſt und verpaßt wurde. Deſſen
ungeachtet ſind wir nach wie vor der Ueberzeugung, daß der
uneingeſchränkte U-Boot-Krieg, auch nachdem bis 1917 mit
ihm gewartet wurde, zum Ziel geführt haben würde,
wenn er mit allen Mitteln und Kräften geführt worden
wäre und wenn die Reichsleitung fertig gebracht hätte, auch
alle moraliſſche Kraft der Nation zu einigen und hinter
den UBootKrieg zu ſetzen.

Ablehnung des Staatsgerichtshofs
Ein parlamentariſcher Unterſuchungs- Ausſchuß

Der Verfaſſun gsausſchuß der Nationalverſamm-
kung hat die Regierungsvorlage über die Errichtung eines
Staatsgerichtshofes abgelehnt. Dieſe bedeutſame Tatſache
wird durch folgenden diplomatiſch zurückhaltenden Bericht der
Oeffentlichkeit mitgeteilt:

„Der Verfaſſungsausſchuß trat Sonnabend vorm. unter dem
Vorſitz des Abgeordneten Haußmann zur Beratung des
Geſetzentwurfes über die Errichtung eines Staatsgerichtshofes
zuſammen und nahm eine Generaldebatte über den Geſetz
entwurf vor, wozu der Berichterſtatter Sinzheimer
(Sozialdemokrat) und der Mitberichterſtatter Warmuth
(Deutſchnational) den Bericht erſtattet hatten. Der Vorſitzende
ſowie die Abgeordneten Dr. Spahn (Zentrum), Sinz
heimer und Peterſen (Demokrat) regten an, einen
Unterſuchungsausſchuß nach Art. 34 der Verfaſſung
durch die Nationalverſammlung einſetzen zu laſſen und die
Reichsregierung zu erſuchen, einen Geſetzentwurf auf Errich-
tung nicht eines außerordentlichen, ſondern eines
ordentlichen Staatsgerichtshofes gemäß Art. 108 der Ver
faſſung möglichſt raſch vorzulegen. Es wurde ein Unteraus-
ſchuß, beſtehend aus dem Vorſitzenden, den beiden Bericht
erſtattern, den Abgeordneten Dr. Spahn (Ztr.), Graf
Dohna (Deutſchn. Vp.) und Geyer (U. Soz.) gebildet, wel
cher bis Montag, wo auf 5 Uhr nachmittags eine weitere
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Sitzung des Ausſchuſſes verabredet worden iſt, dieſem einen
formulierten Antrag unterbreiten wird.“

Zum Verſtändnis dieſes offiziellen Berichts erinnert mit
Recht die „Voſſ. Ztg.“ daran, daß der frühere Miniſterpräſident
Scheidemann im Juni die Einſetzung eines außeror
dentlichen Staatsgerichtshofes angekündigt hatte, und zwar
mit einer beſonderen Spitze gegen den GeneralLudendorff; die Ankündigung ſowie die Durchführung des
Beſchluſſes waren gleich bedenklich. Die damalige Erklärung
Scheidemanns gab der ganzen Sache den Anſtrich einſeitiger
Parteipolitik. Ueber die Gründe, die im Ausſchuß zur Ableh
nung geführt haben, ſagt der Bericht, der ja ſogar die Tatſache
der Ablehnung nicht eben klar zum Ausdruck bringt, nichts.Offenbar ſchreckt der Charakter eines Ausnahmegerichts, gegen

den man inſtinktiv Abneigung hat, zumal alle geſchichtlichen
Beiſpiele dafür ſprechen, daß ſolche Ausnahmegerichte in be
wegten Zeiten ihre Spitze unter Umſtänden nach einer ganz
anderen Richtung kehren, als urſprünglich beabſichtigt war.
Die Ablehnung wurde dadurch erleichtert, daß Artikel 108 der
Verfaſſung beſagt: „Nach Maßgabe des Reichsgeſetzes wird ein
Staatsgerichtshof für das Deutſche Reich errichtet.“ Dieſer
Staatsgerichtshof unterſcheidet ſich von dem in der Vorlage vor
geſchlagenen dadurch, daß er ein ordentlicher Gerichtshof
von dauerndem Charakter ſein ſoll, der mit allen Kau
telen der Rechtſprechung und Unparteilichkeit ausgeſtattet ſein
ſoll. Von größter aktueller Bedeutung iſt aber die Abſicht, ſo
fort einen Unterſuchungsausſchuß der National-verſammlung nach Artikel 34 der Verfaſſung einſetzen zu
laſſen. Dieſer Artikel lautet:

„Der Reichstag hat das Recht und auf Antrag von einem
Fünftel ſeiner Mitglieder die Pflicht, Unterſuchungsausſchüſſe
einzuſetzen. Dieſe Ausſchüſſe erheben in öffentlicher Verhand
lung dig Beweiſe, die ſie oder der Antragſteller für erforderlich

erachten. Die Oeffentlichkeit kann vom Unterſuchungsausſchuß
mit Zweidrittelmehrheit ausgeſchloſſen werden. Die Geſchäfts-
ordnung regelt das Verfahren des Ausſchuſſes und beſtimmt
die Zahl ſeiner Mitglieder. Die Gerichts- und Verwaltungs-
behörden ſind verpflichtet, dem Erſuchen dieſer Ausſchüſſe um
Beweiserhebungen Folge zu leiſten; die Akten der Behörden
find auf Verlangen vorzulegen. Auf die Erhebungen der Aus
ſchüſſe der von ihnen erſetzten Behörden finden die Vorſchriften
der Strafprozeßordnung ſinngemäße Anwendung, doch bleibt
das Brief, Poſt, Telegraph- und Fernſprechgeheimnis un-
berührt.“

Die Tatſache, daß der Plan des Scheidemannſchen
Staatsgerichtshofes ſelbſt von Sozialdemokraten abge
lehnt worden iſt, beweiſt am beſten, daß dieſer Plan dem perſön-
lichen Rachebedürfnis des derzeitigen Miniſterpräſidenten ent
ſprungen war. Aber auch nach der beabſichtigten Umgeſtaltung
werden die Rechtsparteien alle Kraft zuſammennehmen müſſen,
um ars dieſem Gerichtshof kein Jnſtrument der Parteipolitik
werden z laſſen.

Weniger Kohlen für die Entente
Die Meldung, daß die Entente auf eine Herab

ſetzung der ihr von Deutſchland zu liefernden Kohlen-
menge eingegangen iſt, wird jetzt halbamtlich abge
ſchwächt. Die feindlichen Regierungen hätten zwar ein-
geſehen, daß wir mindeſtens gegenwärtig das geforderte
Quantum nicht liefern könnten, aber eine zahlenmäßige
Feſtlegung ſei noch nicht erfolgt, und die Forderungen, die
jetzt in Verſailles erhoben würden, bedrohten unſer Wirt
ſchaftsleben immer noch mit den ſchwerſten Gefahren. Es
müſſe dringend vor Hoffnungen auf Erleichte-
rung der Kohlennot gewarnt werden, und die deutſchen
Kohlenbergwerke müßten unbedingt ihre Förderung ganz
erheblich ſteigern, um eine vernünftige Baſis für befriedi-
gende Verhandlungen zu ſchaffen. Dieſe Ausführungen
werden gewiß richtig ſein, aber wie ſind ſie in Einklang
zu bringen mit der Mitteilung des Miniſters Schmidt in
der Nationalverſammlung, daß die zu liefernde Meng von
40 auf 21 Millionen Tonnen herabgeſetzt ſei? Das wäre
doch eine zahlenmäßige Feſtlegung.

Die Entente und Ungarn
Amſterdam, 15. Auguſt.

Den engliſchen Blättern vom 13. Auguſt zufolge erklärte
Bonar Law in der Unterhausſitzung vom 12. Auguſt auf die
Anfrage Kenworthys, ob die Regierung die Verſicherung
geben könne, daß keine ungariſche Regierung aner-
kannt werden würde, die nicht aus freien Stüchen von
dem ungariſchen Volk erwählt worden iſt, dieſe Forderung könnte ſeines Erachtens nach nicht geſtellt werden. Eng
land könne ja ſeine eigene Regierung und nicht die Regierung
eines anderen Landes kontrollieren.

Paris, 15. Auguſt.
Der Oberſte Rat hat die Miſſion der interalliierten Gene

rale in Budapeſt angewieſen, daß ſie nicht befugt ſind, der
rumäniſchen Armee Befehle zu geben, da der
Oberſte Rat ſich dieſe Machtbefugniiſſe ſelbſt vorbehalke.
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Was den Erzherzog Joſepha ange,Weiſe zen e ſerr r et
n keiner Weiſe erſten auſeines Regimes verbküchten, f die Anerkennung

Amſterdam, 16. Auguſt
Daily News“ vom 14. Auguſt melden aus Paris.

Jahre 1916 wurde zwiſchen den Alliierten und n ſern
mänien ein Geheimvertrag geſchloſſen, in den
ſich über gewiſſe Grenzen einigte, beror Rumänien in den g. n wur
trat. Es wird behauptet, daß jetzt, obgleich die ülliierten die ſwerſtär
Vertrag verworfen und andere Grenzen feit

t haben Rumänien ſeiner Abſicht Ausdruck gibi, ſich v
wa

den Vedingungen des Geheimvertrages zu richlen und das
es als ſein Recht anſieht, unabhängig von den ärr

ierte r zu erzwingen. t
inter
Weiter
Der 10.

Das Geſetz gegen Kapitalflucht
Die Nationalverſammlung hat am Sonnabend das Ge

ergänzende Maßnahmen gegen die Kapitalüber
wanderung in das Ausland verabſchiedet. Auf Antrag mabendKommiſſion iſt darin ein neuer Paragraph aufge der trag des
men worden (9a), der von gang außerordentücher Trageir o
und folgendn Wortlaut hat: ſt Teil w

Der Reichsminiſter der Finanzen iſt ermächtigt, durch g och abe
ordnung Maßnahmen zur neuerlichen Erfaſfun m vberc
flüchteten oder verſteckten Vermögens zu treffen,
auch in Abweichung von der Vorſchrift des 8 5 des

tenum tauſches an
ordnen, Zuwiderhandlungen gegen ſeine Anordnungen mGeldſtrafe bis zu 100 000 Mark und mit Gefängnis
zu 2 Jahren oder mit einer dieſer Strafen ſowie mit der Je
fallserklärung des verheimlichten Vermögens zu gunſ
des Reiches zu bedrohen. enDer Reichsminiſter der Finanzen iſt ferner ermächtigt
Einvernehmen mit dem Reichswirtſchaftsminiſter durch Vero
nung Vorſchriften über den Geſchäftsbetrieb der Banken
erlaſſen und Banken, die keine Gewähr für die Jnnehaltung dieſer
Vorſchriften bieten, den Geſchäftsbetrieb zu unter
ſagen. Zuwiderhandlungen gegen die im Satz 1 bezeichneten

Vorſchriften werden mit Geldſtrafe bis zu 50 000 Mark und mit
Gefängnis bis zu einem Jahr oder mit einer dieſer Strafen ben
ſtraft.

Die auf Grund des Abſ. 1 und 2 erlaſſenen Verordnun
bedürfen der Zuſtimmung eines vom Reichstag aus ſeiner
Mitte zu wählenden Ausſchuſſes von 10 Mitgliedern, Sie
müſſen aufgehoben werden, wenn es der Reichstag verlangt.“

Dieſer neue Paragraph bedeutet die Ermächtigung zu dem
viel umſtrittenen Notenumtauſch, verbunden mit einer
Konzeſſionierungspflicht der Banken unter Aufſicht eines zehn
gliedrigen Ausſchuſſes der Nationalverſammlung. Die Dauer
des Geſetzes iſt auf ein Jahr, bis zum 1. Oktober 1920, begrenzt,

Die Notwendigkeit des Notenumtauſches begründet, nach der
„Voſſ. Ztg.“. der Reichsfinanzminiſter zunächſt mit der gewal-
tigen, täglich wachſenden Zahl von Fälſchungenz; vor allen
aber handelt es ſich darum, der Kapitalflucht aus poli
t i ſchen Gründen entgegen zu wirken, weil ſonſt das deutſche
Volk die Steuerzahlung verweigern werde, wenn es nicht die Ce,
wißheit habe, daß mit allen Mitteln der Fahnenflucht des Kapi
tals entgegengetreten werde, und dann aus finanziellen
Gründen, weil durch reſtloſe Erfaſſung der verſteckten Geldmittel
die notwendigen Summen aufgebracht werden können. Erfreu-
licherweiſe beſteht die Ausſicht, die gefährliche Lücke im beſetzten
Gebiet geſchloſſen zu ſehen. Von franzöſiſcher Seite iſt
wie die „Voſſ. Ztg.“ meldet, die Bereitwilligkeit ausge
ſprochen worden, die Zollgrenze vom 1. Auguſt 1914 wieder her
zuſtellen. Dadurch bekommen wir das linksrheiniſche Gebiet wieder
feſt in unſere Hand, und eine breite Tür für die Kapitalsfluch
wird dadurch zugeſchlagen. Der Reichsfinanzminiſter wil
ohne Zwiſchenſcheine auskommen. Um Stockungen bei

gen

Die Mehrei

e geplanten

Lohnzahlungen zu vermeiden, ſollen Voranmeldungen bei m
Banken, Sparkaſſen und Poſtanſtalten erfolgen. Bei der Vür 2uf r
digung der Schwierigkeiten des Umtauſches darf nicht überſehen
werden, daß 80 v. H. des Papiergeldes in den Tre- ruckſachen
ſors der Banken liegen. Was in den Banken liegt, kann di umbild
dort in einem beliebig langen Zeitraum der Abſtempelung unter en m
zogen werden; nur was aus den Treſoren herauskommt, muß t Pole
ſofort abgeſtempelt werden. Um die notwendigen Garantien her 8 rwax
beizuführen, ſoll die Konzeſſionierung der Banken ehmen g
eingeführt werden. iunterſte ItFür den Betrag der Noten, die ſich im freien Umlauf ä Verbeſf
befinden etwa 10 v. H. der Geſamtmenge hält der Finanz Wöhinterblie
miniſter einen Umtauſchzeitraum von zwei Monaten für völlig
ausreichend. Damit iſt die Geande gegen jede Fälſchung ge
geben, denn nach dem Urteil aller Sachverſtändigen kann der
Stempel, der angewendet werden ſoll, in dieſer Zeit unter keinen
Umſtänden nachgemacht werden. Die Geſamtabſtempelung wird
ſich über einen ſehr langen Zeitraum, vermutlich über Jahre er
ſtrecken. Auf Antrag des Abg. Hampe (D N.) erhält das Geſeß
die Ueberſchrift „Geſeitz gegen die Kapitalflucht'.

hrarbeite

aceng eween

Der Hkaaklsanwalt
Roman von Artur Brauſewetter.

Sie hat ihn bald beruhigt; er iſt zu ſeinem Reſt von
Eierbier zurückgekehrt, das er langſam ausſchlürft.

„Sehen Sie, wie er alles verſteht. Jch muß mich vor
ihm in acht nehmen, wenn ich einmal traurig bin. Er ſieht
jede Träne, die ich weine jeden Schatten auf meinem
Geſicht. Eben dachte er, Sie hätten mir etwas Böſes getan

deshalb weinte ich.“
„Er ſchien mir faſt eiferſüchtig.
Sie lächelte wehmüti g.
„Das iſt er auch ſehr eiferſüchtig wie ſoll das

erſt werden, wen ich fort bin.“
Einen Augenblick ſchweigt Annemarie in Gedanken

verſunken.
„Wenn ich ihn wenigſtens mit mir nehmen könnte,“

fährt ſie dann lebhafter fort „in meine Heimat, zu
meiner Mutter. Aber ſie wird das nicht wollen.“

„Es wäre vielleicht auch Jhrer Mutter nicht recht.
„O Gott. Sie würde das Letzte mit ihm teilen. Sie

hat ein Herz ich kenne ſie. Und ſehen Sie zu
lange wird es auch nicht mehr nötig ſein! Denn er wird
immer ſchwächer und ſchwächer.“

„Darum will ihn ſeine Mutter ja auch in eine Anſtalt

13)

geb

ihm ein, daß ſie das ja nicht wiſſen ſollte.
Um Gottes willen was hat er getan?!

Da ſteht eine Frauengeſtalt ihm gegenüber, aber nicht
dieſelbe mehr, mit der er bisher geſprochen ihr ſonſt ſo

Antlitz glüht, von den dunklen Augen iſt der letzteleiches
gewichen. Durch keine Verſchleierung mehr gedä

e ein heißes Feuer aus der

ihre blutloſen Lippen fliegen.
Wie eins Raſende ſteht ſie ihm gegenüber

en.
Entſetzt hält der Staatsanwalt inne jetzt erſt fällt

„Jn eine Anſtalt?! Jhn, den ſchwachen Kranken, der
der Liebe bedarf wie kein anderer in eine Anſtalt?!“

Sie bricht ſchnell ab das glühende Rot in ihrem
Antlitz iſt erblaßt die Augenlider ſenken ſich über die
Augen, wie, um ihr Feuer zu erlöſchen. Die bleichen
Lippen preſſen ſich feſt aufeinander.

„Jn eine Anſtalt?!“ wiederholte ſie tonlos, „freilich,
e war der einzige Weg! Daß ich darauf nicht gleich

am.“
Sie hatte es langſam und ohne Erregung geſagt, aber

mit einer Bitterkeit, deren Ekel auf jedem Wort liegt.
„Es iſt vielleicht für ihn das beſte,“ fügte der Staats

anwalt hinzu.
„Vielleicht!“ erwiderte ſie kurz, indes ein trotzig ent

ſchloſſener Zug aus ihrem Antlitz hervortritt.
Sie geht zu dem Knaben. Sie ſchlingt den weichen

r um ſeinen dürren Hals und küßt ſein welliges Kopf-
aar.

„Armer, armer Junge! Aber noch bin ich da
Sie hat ihn in den kleinen Wagen gehoben, flüchtig

den Staatsanwalt gegrüßt und fährt ihren Pflegling nun,
den Schirm ſorgſam über ihn gebreitet, davon, unbeküm-
mert um den ſtrömenden Regen, der ihr freies Antlitz mit
dicken Strähnen peitſcht.

Der Staatsanwalt aber ſchaut ihr lange nach. Er
denkt an dieſe Begegnung den ganzen Abend über, den er
ſtill in ſeiner Wohnung verbringt, und im Traum ſetzt ſie
ſich fort in den ſeltſamſten Bildern, die ſeinen ſonſt ſo
ruhigen Schlaf dieſe Nacht unabläſſig ſtören.

6. Kapitel.
Auf dieſe ſtürmiſchen Tage folgten um ſo ſchönere.
Als wäre es noch einmal Frühling geworden, ſo heiter

lachte die helle Sonne vom Himmel herab auf das fried-
umfangene, weithin blauende Meer, ſo übermütig und
fröhlich griffen und haſchten ſich ihre ſpielanden Lichter auf
ſeinem glitzernden Rücken.

Auch in der Penſion Falke herrſchte Friede und
Heiterkeit.

Der Juſtizrat, durch den ſchönen Aufenthalt in See
wald und die anregende Geſellſchaft milder geſtimmt, dub
dete nicht nur den häufigen Verkehr des Staatsanwalts
er ſchien ſogar geneigt, Kompromiſſe zu machen. Er hatte
einſehen müſſen, daß gegen Gerdas Neigung nicht anzu
kämpfen war, er war zu klug, um nicht großmütig zu geben,
was zu weigern nicht in ſeiner Macht ſtand. Zwar wollt
er aufs neue ſeine Bedingungen ſtellen, noch einmal der
letzten Verſuch machen, den jungen Juriſten für die eigene
Laufbahn zu gewinnen, ſowie er ſprechen würde. eAber Bolkow ſprach noch immer nicht. Er ließ ein s Theat
Gelegenheit nach der anderen vorübergehen; er ſchien e nd
nügendes Glück in der Sicherheit eines Beſites zu finden. n der Fer:
den ihm niemand ſtreitig machen konnte. ſcheidn

Gerda war ſeit dem Aufenthalt in Seewald wie v Went er ar
ändert. Auch ihre kränkliche Mutter ſchien ſich langſam
erholen. Gerſthoff verkehrte nach wie vor als alter Freun
in der Penſion. Er machte mit den beiden alten Hut änden
ſchaften eine Partie Skat, wenn er nicht eine ſcherze Ergebnis mi
Unterhaltung mit der jungen Freifrau vorzog, die ch das kleir

Fürſten zurährli Dieſe habtBraut ebenſo anziehend als ungefährlich war ungen hat valle Sorgen längſt vergeſſen. Sie genoß ihr bräutlite
Glück in vollen Zügen, ließ ſich mehr denn je die Kmnian
ehr ng der anderen Herren gefallen und wußte den lerhenewerh
eiferſüchtigen Bräutigam, der ihr an Oberflächlichke m e
Leichtigkeit der Lebensauffaſſung nichts nachgab,
einige billige Scherze bald zu beruhigen. Wie ſo man

tiſcher Beirat
erpielzeit E

Mal, begann auch hier bereits bei der Verlobung dere Warts Figaro,
trug ſein ſtill verborgenes Spiel, um in der Ehe ung feter, Gera“.
dert die letzte verhüllende Maske fortzuwerfen
ſeiner nackten Häßlichkeit zu brüſten. R. Deſſau,

e m ung auOb die lachende Sonne, die alles verwandlt e P J
hellen Schein auch in Annemaries trauri e
worfen? hie rtoffeln waEs konnte nicht anders ſein denn ſie erſ

meiſten verändert von allen. Pfannenbe
(Fortſesung folgt. und der Ve
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ſnaliſterung der Elektrizitätswirtſchaft
Weimar, 15. Auguſt.

Poe 14, Tusſchuß der Nationalverſammlung iſt geſtern
veratung des Geſetzentwurfs betreffend die So zi a

de rung der Elektrizitätswirtſchaft ein-
5 Nach Anhörung einer Reihe von Sachverſtän-
re wurde beſchloſſen, über beſtimmte Fragen weitere
Merſtändige zu hören. Der Ausſchuß hat ſich weiter
m einverſtanden erklärt, daß das Reich, ſoweit es zur
itigung eines vielleicht eintretenden Notſtandes drin-
aforderlich erſcheint. den Bau und den Erwerb von

ſchen Hochſpannungsleitungen. Transformatoren
Elektrizitätswerken ſofort in die Wege leitet, wenn
Maßnahme mit Rückſicht auf den bevorſtehenden

ter wirtſchaftlich geboten erſcheint.
Weitere Verſchärfung der Erbſchaftsſteuer

10. Ausſchuß der Nationalverſammlung hat in ſeinernd Sitzung das Erbſchaftsſteuergeſetz Le bſchieret. Auf

trag des Zentrums und der Sozialdemokraten ſind die Sätze
15 000 Mark aufwärts ganz weſentlich verſchärft worden,
Teil wurden ſie um das Doppelte erhöht. Am
och abend ſoll das Geſetz in zweiter und dritter Leſung vom

Km verabſchiedet werden.

rn Erzbergers korrigiertes Stenogramm
wir erhalten folgende Zuſchrift:
Der Reichsminiſter der Finanzen, Herr Erzberger, hat

ſeiner öffentlich anzuſchlagenden Rede vom 25. Juli die De-
on von Belgien erwähnt. Hierbei machte ich zwei
ſhenrufe. Jm erſten Zwiſchenruf wies ich darauf hin,

nach allen bisherigen Darſtellungen deportierte Belgier
t in die vorderſten Schützengräben, ſondernArbeitsleiſtung in die „Feuerlinie“ gebracht worden

die Feuerlinie reicht bei der Tragweite der heutigen
ren Geſchütze viele Kilometer hinter die vorderſten Schützen
en. Herr ſagt von den Worten: „Vorderſte
ütengräben“ und euerlinie“ „Das iſt dasſelbe“. Die ver
lichte Rede fügt folgende Hohnworte hinzu, die Herr

berger bei der Korrektur des ſtenographiſchen Berichts
enhändig eingefügt hat: „Das iſt dasſelbe, Herr

erdneter Mumm, ob Sie es verſtehen oder nicht.
Herr Erzberger erinnerte mich daran, daß damals der
menführer Domela Lieudenauens Nygaard mich beſucht hat.
warf ein, daß ich bereits damals gegen die Deportation pro-

t habe. Herr Erzberger erkannte nach dem unkorri
ten Stenogramm mein Verhalten an: „Das weiß ich,
um proteſtieren Sie heute? Aber wo waren denn jene
nner, die nicht proteſtierten, die ſich auf die Seite der an
m geſtellt haben, auf die Seite der damaligen Gewaltträger?“
dem korrigierten „amtlichen Stenogramm“ iſt daraus
Gegenteil geworden; Herr Erzberger greift mein

rhalten (mein Zwiſchenruf iſt nicht aufgenommen) an:
r warum haben Sie nicht damals proteſtiert, ſondern ſich

f die Seite der anderen geſtellt, auf die Seite der damaligen
waltträger.
Da die Rede in der geänderten Form amtlich weiteſte Ver
it d ſwvet, halte ich es für nötig, das öffentlich feſt

ellen.Meiner, 8. Auguſt 1919.

D. Mum m.

J

Die Mehreinnahme der Reichspoſt durch die Portverhöhungen,
e geplanten Gebührenerhöhungen werden der Reichspoſt eine

einnahme von 437 Millionen Mark verſchaffen, es ent
auf Telegraph und Telephon Mehreinnahmen von 110

lionen, auf Briefe und Poſtkarten von 162, auf Pakete von 90,
f Druckſachen von 18, auf Poſtanweiſungen von 12 Millionen

Die Umbildung der deutſchen Behörden in der Oſtmark. Die
erung in Bromberg wird nach Uebernahme der Geſchäfte
h die Polen nach Schneidemühl überſiedeln und die povi-
he Verwaltung der Reſtgebiete von Poſen und Weſtpreußen

nehmen. Der Bezirk Elbing wird der Regierung in Königs
unterſtellt, gehört in Zukunft alſo zu Oſtpreußen.

th. Verbeſſerung der Lage der Kriegsbeſchädigten und
iegehinterbliebenen. Die Reichsregierung iſt zurzeit mit den
rarbeiten zu zwei neuen Geſetzentwürfen be-
ſtigt, die eine Verbeſſerung der Lage der Kriezs-
chädigten und der Kriegshinterbliebenen be

den. So ſollen zugunſten der Kriegsbeſchädigten die
beitgeber verpflichtet werden, mehr Kriegsſchädigte als bisher einzuſtellen, auf der anderen Seite
e gen für Kriegsbeſchädigte und Kriegshinterbliebene

Schweiz und Völkerbund. Der Text der Votſchaft desdesrats betreffend den Eint ritt der Sh wert den
lkerbund wird erſt in einigen Tagen veröffentlicht wer

h Den Nitgliedern der parlamentariſchen Kommiſſion iſt
probiſoriſche Text bereits zugegangen.

Provinz Sachſew
das Theater in Gera bleibt in den Händen

des Fürſten
zu der Vermögensauseinanderſetzung zwiſchen Fürſt Hein
et Reuß j. L. und der jetzigen Landesregierung iſt jetzt
d tſcheidung gefallen: das bisherige Fürſtliche Hof

fater, das ſich durch mannigfache Veranſtaltungen aller
ſo erſt im Juni durch ein „Modernes Muſikfeſt“, einen ge

ten Namen in der Kunſtwelt erworben hat, bleibt in
c anden des Fürſten. Natürlich begrüßt man hier

nis mit großer Freude, beſteht do chdamit die Ausſicht,
W das kleine Gera, welches ſich im letzten Jahrzehnt dank

nen zur angeſehenen Kunſtſtadt Thüringens emporge-
ungen hat, dieſen ehrenvollen Platz auch ferner innebehalten

n r das Theater a nden Staat gefallen wäre, hätten die
erken unſtintereſſenten den Volksentſcheid herbeigeführt.
ſie wert iſt übrigens, daß bei den Verhandlungen der
i ſogiatdemokrat Rechtsanwalt Th. Heine-Berlin als
r ſie eirat tätig war. Das Theater beginnt ſeine
ypielzeit Ende Auguſt mit Schillers „Wilhelm Tell“ und
e h gros Hochzeit unter dem Namen „Reußjiſches

h drſen, 16. Aug. (Eine große Kartoffel
e an S de t). Der Kommunalverband beſchlag-
fel mm Bahnhof Elsnigk einen Waggon mit 80 Zentnern

z x di der Amtsvorſteher Ebeling aus Scheuder einer
Kartoffel ſenden wollte, um Ko dafür eginzutauſ en.
als n waren mit einer dünnen Schicht Karotten bedekt
e be Die Kartoffeln hatte der Molkereibegeichnet. toffFfannen aus Reppichau geliefert. Sie wurd th e e l m

Deutſchnationale Volkspartei
Abg. von Kardorff über „Politiſche Gegenwartsfragen“

Am Sonntag vormittag ſprach in den „Thaliaſälen“ der
deutſchnationale Abgeordnete der preußiſchen Landesverſamm
lung Herr von Kardorff über „Politiſche Gegenwarts
fragen“. Er iſt nicht allein ein glänzender Redner, der auf dem
Gebiete der inneren Politik äußerſt beſchlagen iſt und ſein Thema
in ſachlicher, überzeugender und erſchöpfender Weiſe behandelte,
ſondern auch ein glühender Patriot, der trotz der trüben Gegen
wart den Glauben an das deutſche Volk nicht aufgegeben hat.
Es waren aufrichtige und aufrichtende Worte, die ihren Eindruck
auf die gutbeſuchte Verſammlung nicht verfehlten und lebhaften
Beifall fanden. Nachſtehend geben wir die Rede des Herrn
v. Kardorff im Wortlaut wieder.

Meine verehrten Damen und Herren! „Das deutſche Volk
hat einen entſcheidenden Sieg auf der ganzen Linie errungen
das ſind die denkwürdigen Worte, mit denen Herr Philipp
Scheidemann am 9. November den Ausbruch der Revolution be
grüßte. Und Ebert ſagte, es ſei ein Zeichen der moraliſchen
Stärke unſeres Volkes, daß es nach dem Elend und Jammer des
Krieges noch die Kraft beſeſſen hätte,
ſchlagen, während der preußiſche Miniſter Hirſch ſich äußerte,
man müſſe es dankbar anerkennen, daß das preußiſche Volk aus
der Knechtſchaft der Junker befreit worden ſei. So malt ſich in
den Köpfen der ſozialdemokratiſchen Führer die „glorreiche“
Revolution, die uns Freiheit, Brot und Frieden bringen ſollte.
Aber was ſehen wir jetzt? Wir ſehen, daß das deutſche Volk
ehrlos, wehrlos und würdelos am Boden liegt. Wir ſehen, daß
es gezwungen worden iſt, einen Frieden anzunehmen, der uns
der Kolonien beraubt, im Oſten und Weſten wertvolle Länder
nimmt, der uns der ewigen Knechtſchaft entgegenführt, der uns
zwingt, einzuwilligen in die Auslieferung des Kaiſers und der
Heerführer und das Schuldbekenntnis auf uns zu nehmen.

Unſer Wirtſchaftsleben iſt zerſchlagen.

Wir ſtehen vor einer Kohlennot; die Freiheit der Perſon und des
Eigentums, der Preſſe und des Vereinsrechts iſt arg beſchränkt,
unſer Heer iſt vernichtet. Unſere Valuta ſinkt von Tag zu
Tag. Jn vielen Städten treibt Spartakus noch immer ſein
Unweſen, Milliarden ſind verſchleudert worden, in leitenden
Stellen finden wir Leute, die nicht regieren können. Es exiſtie-
ren noch Arbeiter- und Soldatenräte, ſie ſind aus den Taſchen
der Allgemeinheit bezahlte ſozialdemokratiſche Agitatoren. An
ſtelle der Freiheit iſt Terror getreten, anſtelle der Ordnung
und Unterordnung Chaos und Anarchie; ein Recht gibt es nicht
mehr. Da erhebt ſich nun die Frage: War die Revolution
gerechtfertigt Beſtand wirklich vor ihr eine Knechtſchaft?
Wir waren vor der Revolution das freieſte Volk der Welt, waren
zu Anſehen und Wohlſtand gekommen, beſaßen nach dem Urteil
Wilſons die beſte Verwaltung. Unſer Außenhandel hatte ſich
derartig entwickelt, daß er in wenigen Jahren den Umfang des
engliſchen erreicht hätte. Wir beſaßen weiterhin eine ſoziale
Geſetzgebung wie kein anderes Land der Welt. Der reine Volks
ſtaat war bereits im Werden. Die Beſeitigung der Kommando-
gewalt des Kaiſers, der Zenſur und des Vereinsrechts, die Ver
ankerung des parlamentariſchen Syſtems, die Einführung des
allgemeinen Wahlrechts uſw. waren ſchon vor der Revolution ge
plant, wie ja auch kürzlich Staatsminiſter a. D. Herght in der
preußiſchen Landesverſammlung bezeugt hat. Die Revolution
hat alſo nur ausgeführt, was ſchon vordem vorgeſehen war.

Die Revolution hat naturgemäß das Parteileben ſtark beein-
flußt. Auch die deutſchnationale Volkspartei iſt in dieſer Hinſicht
ein Produkt der Revolution, eine neue Partei. Sie baut ſich
auf dem Programm der Parteien auf, aus denen ſie gebildet
wurde, und zwar auf einer feſten, breiten Baſis. Man iſt mit
unſerer Haltung der Regierung gegenüber vielfach nicht ganz
einverſtanden geweſen. Solange aber der Frieden nicht ge-
ſchloſſen war, konnten wir nicht gegen die Regierung vorgehen,
um nach innen hin eine Einigung zu erzielen. Nun aber haben
wir ihr erbarmungsloſen Kampf angeſagt und werden un gegen
ihre pöbelhaften Angriffe energiſch wehren. Wir wiſſen, daß
wir für eine große und gerechte Sache kämpfen; dieſes Bewußt-
ſein gibt uns Kraft. Und unſer Anhang im Lande wächſt! Wir
werden der Regierung zeigen, daß ſie die Maſſen nicht mehr in
ihrem Sinne zu beeinfluſſen vermag, daß man an ihr irre zu
werden beginnt. Die Deutſchnationale Volkspartei wird durch
vier große Geſichtspunkte zuſammengehalten, erſtens durch das
Bekenntnis der Monarchie. Wir halten ſie für die
beſte Staatsform und geben die Hoffnung nicht auf, daß der
Tag kommen wird, wo im Laufe ruhiger Entwicklung ſich das
deutſche Volk wieder zum monarchiſchen Gedanken bekennen
wird. (Lebhafter Beifall.) Wir wollen

keine gewaltſame Revolution von rechts,
aber die Monarchie kann wahrlich jeden Vergleich mit der jetzigen
Regierung aushalten. Ferner wird unſere Partei zuſammen-
gehalten durch den ſozialen Gedanken. Wir ſind eine
Arbeiterpartei, eine Volkspartei in des Wortes wahrſter und
beſter Bedeutung. Wir treten ein für die Arbeiter, nicht um
Stimmen zu fangen, ſondern weil wir es für unſere ſittliche
Pflicht halten. Wir betonen die Grundlagen eines geſunden
Volkslebens. Unſere evangeliſche Landeskirche iſt
durch die Revolution ſchwer betroffen, ſchwerer als die katholiſche,
und ſo müſſen wir von der Regierung vor allem die finanzielle
Sicherſtellung der Kirche fordern, ferner Schutz der Feiertage
und Gotteshäuſer ſowie ein Geſetz, das den Austritt aus der
Kirche regelt. Die Sozialdemokraten ſagen: „Religion iſt Pri-
vatſache“. Aber Religion iſt nicht nur Privatſache, ſie iſt auch
das Gewiſſen des Staates; Religionsloſigkeit bedeutet den Unter
gang des Reiches. Wir treten auch ein für den Religionsunter-
richt in den Schulen, ſind aber der Anſicht, daß dieſe Frage nicht
allein vom Staate geregelt werden darf, ſondern gemeinſam vom
Staate, von der Gemeinde, Kirche und von den Eltern. Vor
allem aber hält uns der nationale Gedanke zuſammen.
Seine Pflege tut uns heute ganz beſonders not. Wir müſſen
zum Vaterlande halten, und Fluch über die, welche es um des
Mammons willen verraten. Freilich der Traum nach einer
deutſchen Weltherrſchaft iſt vorbei. Aber etwas kann und muß
wiederkommen: wir wollen eine große und geachtete Kontinentc
macht in Europa werden. Wir wollen in dieſer Zeit keinen
anderem Gedanken haben und daran arbeiten, daß unſere Kin-
der wieder ein freies Volk werden. Mit dem Heulen und
Flennen, mit der Aufnahme in den Völkerbund iſt nichts getan,
wir müſſen an das Gewiſſen der Menſchheit appellieren. Die
Hoffnung der Sozialdemokraten, daß ung die Feinde in ihre
Arme ſchließen würden, wenn wir ein detftökratiſches Deutſchland
würden, erwies ſich als Jlluſion. Der „Vorwärts“ hat bereits
eingeſehen, daß uns die Revolution dieſen Frieden beſchert hat.
Und um dieſer Revolution willen hat man das Staatsgebäude
zerſchlagen, km Kampfe gegen angebliches Junkertum, Militaris-
mus und Monarchie haben wir die perſönliche Freiheit unſeres
Volkes erbarmungslos verloren.

Zwei Fragen ſtehen heute im Vordergrund des Jntereſſes:
Wer iſt ſchuld am Ausbruch des Krieges und
Warum haben wir den Krieg verloren Es iſt eine gemeine und
bewußte e wenn die Sozialdemokraten behaupten, der Kai-
ſer und die Männex, die damals regierten, trügen die Schuld am

den 833 gegen die
der Welt

Kriege; jene wollten damit nur im Volke
Monarchie jchüren. Wir ſind das friedliebendſte Vo

das alte Syſtem zu zer-

geweſen, und man kann zur Perſon des Kaiſers ſtehen, wie man
will; er iſt jedenfalls der friedliebendſte Mann der Erde. (Bei-
fall.) Er hat nur den einen Ehrgeiz beſeſſen, ſeinem Volke den
Frieden zu erhalten. Dagegen iſt in Frankreich der Revanche
gedanken trotz unſerer verſöhnenden Politik ihm gegenüber im
Sinne Bismarcks ſtets gepflegt worden. Jn England wurde be
reits vor 20 Jahren das Wort geſprochen: „Germaniam eſte
delendam“, während in Rußland der Panſlawismus wuchs.
Dieſe drei Faktoren ſind die Kriegstreiber geweſen. Wenn wir
allerdings ehrlich ſein wollen, ſo ſind wir an unſerem Verhäng-
nis auch nicht völlig ſchuldlos, indem wir leichtfertig die Bahn
der Bismarckſchen Politik verließen. Das iſt die große Sünde
des deutſchen Volkes, die ſich bitter gerächt hat. Und warum
haben wir den Krieg verloren? ch will hier nurStellung nehmen zu den Vorgängen in der Nationalverſamm-
lung und zu den

Ausſagen Erzbergers,
der geſagt hat, daß bereits 1917 eine Friedensmöglich-
keit beſtanden habe. Es iſt dies eine von ſeinen vielen Unwahr
heiten. Wäre bereits damals eine Friedensmöglichkeit vorhanden
geweſen, ſo würde doch die Entente dieſe Tatſache gegen uns als
Trumpf ausgeſpielt haben. Aber weil ſich Erzberger ſchuldig
fühlt, ſo verſucht er mit der ihm eigenen Dreiſtigkeit und Unver
frorenheit, uns die Schuld zuzuſchieben. Was iſt ihm ferner von
Helfferich alles geſagt worden? Es iſt uns unbegreiflich, wie
ein Mann dies auf ſich ſitzen laſſen kann. Erzberger behauptet
auch, er würde von uns wegen ſeiner Steuerpolitik angegriffen.
Wir wiſſen, daß hohe Steuern kommen und von den beſitzenden
Klaſſen gezahlt werden müſſen. Allerdings, eine direkte Steuer,
wie er ſie vorgeſchlagen hat, wird unſer Wirtſchaftsleben vernich-
ten, denn wenn die Milliarden aus dem Reichsnotopfer einge-
kommen ſind, dann wird die Entente ſie beſchlagnahmen. Es
ſind ſachliche, ernſte Bedenken, die wir über ſeine Steuerpolitik
hegen. Weiter ſagt Erzberger, der Kampf gegen ihn ſei nur ein
neuer Kulturkampf. Kein Menſch denkt daran; wir wollen viel-
mehr mit unſeren katholiſchen Mitbürgern in Ruhe und Frieden
leben, müſſen aber von ihnen fordern, daß ſie zwiſchen ſich und
Erzberger eine ſcharfe Trennung vollziehen. Eine Verſchärfung
der konfeſſionellen Gegenſätze würde ich für ein ſchweres Ver-
hängnis halten.

Eine weitere Frage der inneren Politik iſt: Bundesſtagat
oder Einheitsſtaat? Das Werk Bismarcks war ein
kunſtvoller Bau, in dem der Gegenſatz zwiſchen Reich und Ein-
zelſtaat ausgeglichen war. Der ſtärkſte Faktor der deutſchen Ein-
heit aber waren die deutſchen Fürſten, die ſtets in vorbildlicher
Treue zu Kaiſer und Reich gehalten haben. Dieſes Werk Bis-
marcks iſt zertrümmert, die Dynaſtien ſind verſchwunden. Wir
können ferner einer Zerſchlagung Preußens nicht zu-

ſtimmen, denn wir können zu einem Einheitsſtaate nur über ein
ungeteiltes Preußen kommen. Von dieſem Geſichtspunkte aus

ſind wir auch gegen die Lostrennungsbeſtrebungen im Rheinland
und in Weſtfalen. Jhre Trennung vom Reiche iſt dann nur eine
Frage der Zeit. Daß es dort ſoweit gekommen iſt, iſt ein „Ver-
dienſt“ der Sozialdemokratie, eine Folge der Kulturpolitik Adolf
Hoffmanns. Mit ernſter Sorge muß uns ferner der Stand
unſerer Finanzen erfüllen. Der preußiſche Staat hatte bis-
her die beſten Finanzen. Die preußiſchen Eiſenbahnen hatten
1914 einen Ueberſchuß von 340 Millionen Mark und erfordern
heute einen Zuſchuß von 22 Milliarden Mark, der ſich vielleicht
auf 4—5 Milliarden erhöhen wird. Wie kann der Staat in die-
ſer Finanzplage ſeine Aufgaben erfüllen? Früher beſaßen wir
eine gewiſſenhafte, ſparſame Finanzwirtſchaft, heute wird aus
dem Vollen gewirtſchaftet, wo gefordert wird, bewilligt. Dazu
tritt der Mangel an Verantwortlichkeitsgefühl bei den Mehrheits.
parteien. Eine weitere Frage iſt die der

Sozialiſierung,
2. h. Ueberführung großer Betriebe in die Verwaltung des Staa
tes oder der Gemeinde. Eiſenbahn und Poſt wurden bereits
früher vom Stacte verwaltet. Hieraus iſt zu erſehen, welche
Betriebe ſich für eine Sozialiſierung eignen. Wo aber ein Ex-
port mit dem Ausland gegeben iſt, wo ſchnelle Entſchlüſſe not-
wendig ſind, da muß der freie Kaufmann mit eigenem
Verantwortlichkeitsgefühl eingreifen, ein Beamter iſt dazu nicht
geeignet. So haben auch die preußiſchen Staatskohlenbergwerke
wenig rentiert. Auch die Arbeiterverhältniſſe waren auf den
Privatgruben beſſer, denn der Staat iſt nicht in der Lage, z. V.
einem Direktor 50 000 Mark als Gehalt zu bewilligen, während
ein Oberpräſident nur 21 000 Mark erhält. Würde man indeſſen
geringere Gehälter zahlen, ſo würde die höchſte Jntelligenz nach
dem Auslande abwandern. Es iſt merkwürdig: die Sozialdemo
kraten haben ſich ſelbſt gegen die Sozialiſierung ausgeſprochen
und doch taucht dieſer Gedanke immer wieder auf. Sie treiben
eben eine Politik der Angſt unter dem Drucke der Unabhängigen.

Wir ſind in vielen Dingen abhängig vom Auslande. Wir
müſſen eine Menge Rohſtoffe uſw. von ihm kaufen, und zwor
um gute deutſche Arbeit. So verlangen wir vom deutſchen Ar
beiter und Unternehmer, daß er beſſer arbeitet als das Ausland,
um deſſen Konkurrenz auszuſchalten. Wir waren vor dem Kriege
ein reiches Land. Wir ſind aber einzig und allein reich gewor-
den durch deutſche Arbeit und deutſchen Fleiß und können uns
auch nur auf dieſem Wege wieder emporarbeiten. Eine weitere
Vorausſetzung für unſere wirtſchaftliche Geſundung iſt der Ab
bau der Zwangs wirtſchaft. Eher werden wir keinehrliches und anſtändiges Volk wieder, denn ſie hat uns das
Rechtsgefühl geraubt. Ferner brauchen wir Kredit. Unter
den jetzigen Verhältniſſen, bei den andauernden Streiks wird
uns aber niemand Kredit gewähren. Ordnung muß daher wie
der einkehren, ſie iſt aber nur möglich durch Unterordnung.

Krieg und Hungerblockade ſind nicht ſpurlos an unſerem
Volke vorübergegangen. Es iſt. wie die Engländer ſelbſt zu
geben, um zwei Generationen ſeiner Kraft beraubt worden. Die
Knappheit der Lebensmittel wird noch anhalten; darum müſſen
wir die Landwirtſchaft unterſtützen. Es iſt dies keine
Parteifrage, ſondern eine Frage für das ganze Land. Wir
wollen aber auch die innere Koloniſation fordern, den Bauern
ſtand im Oſten ſtärken, den Kleinwohnungsbau unterſtützen. Das
alles kann aber nur geſchehen, wenn gearbeitet wird. Wir ſind
aber nicht nur körperlich, ſondern auch moraliſch krank. Nie iſt
ſo viel getanzt worden wie jetzt. Wir können nur ein ehrliches
Volk wieder werden, wenn wir an die Vergangenheit den-
ken. Und ſo ergreift mich trotz des namenloſen Elends immer
wieder das ſtolze Gefühl, dem deutſchen Volke anzugehören.
Dieſes Gefühl müſſen wir vor allem unſerer Jugend erhalten.
Es iſt ein ſchwerer Kampf, den wir zu beſtehen haben, aber es
iſt ein Kampf um die Zukunft des Vaterlandes. An dieſer Auf
gabe kann jeder mitarbeiten, indem er Werbearbeit leiſtet, die
Bevölkerung auf die Schäden der Zeit hinweiſt und ſie aufklärt,
wer in Wahrheit die Reichsmehrer und wer die Reichszerſtörer
ſind. Jm Hinblick auf die Vergangenheit glaube ich an die
nationale Wiedergeburt unſeres Volkes; wir müſſen
ihm in der Zeit des Unglücks Txeue bewahren und an ſeinen
guten Kern glauben. Wir müſſen deutſch ſein, und das heiß
wahr und aufrichtig ſein. Wir wollen unſer Vaterland beſſeren
Tagen entgegenführen. Wir wollen kämpfen unter den altem
Farben, ſchwarze weißrot, ſie ſind, wenn ein jeder ſeine
Pflicht tut, unſere Zukunft und unſer Sieg



Montag, den 18. Auguſt 1919.

Im Poſtflugzeug über der Saaleſtadt
Jn der breiten, heißen Auguſtſonne ſtand auf dem vertrock

neten Grasboden des Flugplaßes das Großflugzeug, wie eine
große elaſtiſche Fliege, die ſich im Mittagſchein wärmt.

Die Spanndrähte ſchwarz und der Rumpf gelb, poſtgelb.
Schwarzweifzrote aufgemalte Flaggen mit dem Poſthorn auf jeder
ren der Längsſeiten und ſchwarzweißrote Wimpel an jeder Ver

ung
Die Flugzeughallen und Bauſchuppen der rieſigen Flugplatz

anlage von Halle, die in einer Zeit entſtanden waren, da der
Militarismus noch nicht als Popanz des Proletariats galt, haben
ſolch einen großen Kerl ſicherlich nicht vor ihren großen Schiebe-

türen geſehen. Früher waren hier wohl Kampfeindecker und Beob-
achtungsflugzeuge aufgeſtiegen, um das neue Pilotenmaterial
heranzubilden, das dringend als Erſatz draußen gebraucht
wurde, aber die „ſchweren Kiſten“ flogen auf anderen Plätzen,
und man hatte ſie nie in Deutſchland bemerkt.

Man hörte nur von ihnen. Wenn draußen über den
Ruhelagern hinter der Front der Abend in die

inkel der müden Soldatenquartiere kroch, dann rüſteten in den
Etappenquartieren die Flugzeugführer der Bogol (Bomben-
geſchwader Oberſte Heeresleitung) zum Aufſtieg, der ſie noch in
dieſer Nacht bis nach Paris oder London bringen ſollte. Mit
einer Geſchwindigkeit von 150 Kilometern in der Stunde
flogen dieſe Rieſenvögel ihren Zielen zu. Mit ſchwacher Orien
tierung ging es reſtlos vorwärts, bis die ſchlafende Stadt erreicht
war. Da blitzten die Scheinwerfer auf und das Flammen des
Abwehrfeuers lag wie ein Ring um die Rieſenſtadt, die ein
ſchweres Stündlein über ſich und ihre Sünder ergehen laſſen
mußte. Man erzählt in Fliegerkreiſen, daß die buntbemalten
G Flugzeuge bei ihrer Heimkehr auf dem Platze ſtets mit gro-
ßem Jubel empfangen worden ſind, denn es war immer wieder
ein neuer Ruhm, wenn der Draht der Heimat verkünden konnte:
x haben Paris mit ſoviel tauſend Kilogramm Bomben

egt“.
Das iſt nun alles anders geworden. Der große Rieſenvogel
einen gelben Leib und ein Poſthorn bekommen und ſtatt der

ombenvorrichtungen hat ſein Rumpf eine Klappe zur Aufnahme
der Poſtſäcke und bequeme Sitze für die haſtigen und eilenden
Menſchen des wildeſten Jahrhunderts. Sein kriegeriſch' Hand
werk hat es gründlich vertauſcht, und wie es ſo friedlich in der
Sonne lag, da hat man wirklich nicht glauben können, daß auch
dieſes Flugzeug vielleicht einmal in hohen Höhen über der
Seineſtadt geſchwebt iſt, um ſeine todbringende Fracht dort ab
zuladen. 's iſt ja jetzt Frieden! Und dem ziviltragenden Deut
ſchen iſt es nicht mehr verwehrt, ſich in den Führerſitz zu
ſchwingen und ſich gründlich im Jnnern des Flugzeugs umzutun.
Das hat 23 Meter Spannweite und zwei Propeller mit Mer-
eedesMotoren. Es trägt 26 Zentner und kann acht bis neun
Perſonen aufnehmen. Zwei Sitze ſind in der Haube vor dem
Führerſitz angebracht und die andern im Rumpf des langen
Apparates. Man ſitzt darin zwar nicht wie im DZug- Wagen.
aber doch ſo, daß ſelbſt ganz verwöhnte Menſchen dort ſichs wohl
fein laſſen könnten. Bilder, aus dem Flugzeug aufgenommen,
ſchmücken die eine „Bordwand“, und auch Notizblätter ſind vor
handen zur ſchriftlichen Verſtändigung untereinander während
des Fluges.Die Fahrſcheine wurden den Halleſchen Prefſever
tretern und einigen Herren der Behörden und des Militärs
von der Hamburg-Amerika-Linie, Agentur Halle, ausgeſtellt,
und mit dem großen gelben Schein kletterte man nun in die
gelbe Foſtkutſche unſeres Zeitalters hinein. Ob man uns be
neidete?

Die Zeit iſt eine andere geworden. Das Fliegen gehört
heute zum Verkehr, und der Nimbus iſt fort, der früher um die

liegerei einen Heckenroſenzaun gewunden hatte. Und das iſt
gut, denn wenn das Flugzeug ſeine Aufgabe als Verkehrsmittel
erfüllen ſoll, muß vor allem Verſtändnis im Volke dafür vor
handen ſein.

Die Sitze waren bald verteilt. Große Kopfſchützer wurden
über die Ohren gezogen und die Schutzbrille für die Augen
durfte auch nicht vergeſſen werden. Die Sonne brannte uns
auf dieſen Winterpelz, einen rechten Auguſtſcherz.

„Rechts außen freil“ Der rechte Motor ſchlägt an und in
ohrenbetäubendem Geräuſch ſauſt der Propeller um ſeine Achſe.
Auch der linke Motor wird ausprobiert und dann beginnen ſie
beide ihren tiefen Sang, der uns auf unſerem Fluge begleitet.
Ganz langſam reckt der Rieſenvogel ſeine Glieder. Eine ſchwache
Kurve auf der Erde einen Anlauf Winken, Wedeln

immer weiter, kleiner ferner frei, frei, frei.
Und langſam ſchrumpfen die Flächen unter uns zuſammen.

Wir überfliegen die Saale weit hinter Trothaz; die Felſen
im fahlen Mittagſchein verſchwinden. Drüben leuchtet Sand
auf. Eingzelne Schützengräben mit Sappenköpfen und Stütz-
punkten heben ſich ſcharfweiß vom Rotbraun des Bodens ab.
Und einen Augenblick erwartet man die weißen Schrappnell-
wölkchen der Flugabwehr.

Aber da taucht ein großer grüner Teppich auf: die Heide.
Die Nietlebener Heilanſtalt iſt ein ordentliches Gebilde in
peinlicher Ordnung und Viereckigkeit. Jch beuge mich über die
Vordwand. Drüben leuchtet wieder die Saale. Sie iſt's, die
dem ganzen Flug über Halle das Gepräge gibt. Kleine Abzwei-
gungen, grüne Jnſeln, ein weißer Strich eines Wehrs, ein dunkler
Punkt einer Brücke: Ueberall die Saale und das Waſſer. Und
überall das Land, an das ſich die große, große Stadt feſtgeſiedelt
hat. Die Häuſer und Plätze und die Türme und Straßen liegen
unter uns, wie das Spielzeug eines Rieſen, und wir ahnen die
Größe des Alls und ſchämen uns der Kleinheit, die uns da
unten oft im Alltag gefangen hält.

Unſer Flugzeug ſchlägt eine Kurve. Da ſind wir ſchon über
dem Zuſammenfluß der Elſter und Saale, ſehen in die Tage-
werke der Braunkohlengruben und haben nun ſchon wieder nach

lben Stoppelfeldern die erſten Häuſer unſerer Halleſtadt. Und
wars, als wenn in der einen Straße ſich ein paar Hände

reckten und mit weißem Tüchlein Grüße heraufwinkten. Aber
das war wohl nur eine Täuſchung.

Jetzt überfliegen wir den Bahnhof. Die langen Gleis-
ſtrecken liegen wie die Linien eines Buches da, lange Güterzüge
ſtehen im Gewirr und die Rauchfahne eines ankommenden Per-
ſonenzuges windet ſich durch das regelloſe Gewirr der Weichen.
Ein Bild, das lange feſſeln würde, wenn unſer Rieſenvogel nicht
ſchon über dem Marktplatz dahinſchweben würde, über dem eine
große Schleife geflogen wird und damit das Zurechtfinden für
einen Augenblick erſchwert.

Die Motore arbeiten plötzlich langſamer. Das beklemmende
Gefühl des Fallens iſt deutſch zu ſpüren, und wir winden uns
aus unſerer Höhe von 800 Metern allmählich tiefer und tiefer,
um über dem Flugplat in die Höhenlage zu kommen, die eine

n ſichere u Ws einen „Bums“. Der Apparat ſetzte für ſeine Größe
nd Schwere verhältnismäßig leicht auf, doch war mit dem

Schlag wieder die Verbindung mit der Erde hergeſtellt, und es
war, als wenn wir aus dem Himmel wieder nach Halle rollten
und in den Arbeitstag.

Soll's verdrießen Jſt's im Leben nicht auch ſo, daß man
aus dem Himmel immer wieder auf die Beine fällt und wieder
gehen muß, wenn man zu fliegen vermeint?

Wir ſprangen heraus und feſte Armen fingen uns auf:
Willkommen auf der alten Erde!

Hans Heiling.
d

Der Halliſche Sliegertag
Vom ſchönſten Wetter begünſtigt die Sonne war durch

leichten Wolkenſchleier meiſt verdeckt, ſo daß die dem Luftfahrer
zumindeſt ſehr unbequemen Vertikalböen wegfielen nahm am
Sonntag die Veranſtaltung der Deutſchen LuftReederei einen
glänzenden Verlauf. Bereits während des Vormittags hatten
die Paſſagierflüge, wo ſo mancher begeiſterte Freund des Flug
weſens einen langgehegten Wunſch in die Tat umſetzen konnte,
begonnen, und die Hallenſer konnten über ihrer Stadt die ver-
e en ken Maſchinen ſich tummeln ſehen. Gegen Mittag
etzte dann eine wahre Völkerwanderung nach dem Flugplatze

ein, ein Zeichen, wie groß die Teilnahme der Allgemeinheit am
heutigen Flugweſen iſt. Erwartungsvoll ſtand man hinter der
Abſperrungskette und betrachtete unter Begleitung mehr oder
weniger fachmänniſcher Reden die noch am Boden ſtehenden
Rieſenvögel: ein Großflugzeug mit zwei 200 PS-Motoren, eine
A-E-G Maſchine und zwei kleine Fokker-Einſitzer, die einſt wohl
manche Jagd auf kokardengeſchmückte Gegner gemacht, jetzt als
Kurier- Flugzeuge friedlicheren Zwecken dienen. Die Flug
leitung wollte noch auf zwei gemeldete Flugzeuge, darunter
Lt. Könneckes Dreidecker, warten, ehe die eigentlichen Flüge be-
gannen; doch wegen der zweifelhaften Nachrichten teils ſoll-
ten die Flugzeuge unterwegs liegen geblieben, teils überhaupt
nicht geſtartet ſein entſchloß man ſich, gleich mit einer Glanz-
leiſtung den Auftakt zu machen. Aller Augen richteten ſich auf
die eine Kurier-Maſchine, als deren Propeller angeworfen
wurde. Werkmeiſter Wendt ſaß am Steuer und zeigte, was man
heute von einer Maſchine verlangen kann. Loopings, Schleifen-
und Sturzflüge wechſelten in reicher Reihenfolge und manchem
wird der Herzſchlag ausgeſetzt haben, wenn Wendt im Sturzflug
auf das Publikum zufliegend, kurz über dieſem die Maſchine hoch
riß und in wenigen Meter Höhe darüber hinwegbrauſte. Jn-
zwiſchen war das GFlugzeug fertiggemacht und unter Lt. Al-
brechts Führung erhob ſich dies ruhig und ſelbſtbewußt mit ſaſt
ein Dutzend Mann Beſatzung. Kaum war kurz darauf Lt. Kön-
necke aufgeſtiegen, als im Oſten in ziemlicher Höhe der lang er-
wartete Dreidecker mit Lt. Ahrens als Führer erſchien, der nach
einigen tollen Spiralen förmlich auf den Platz herunter-
trudelte. Auf ihm zeigte Lt. Könnecke ſpäter, wie man den
Gegner im Luftkampf „wickelt“, durch ſeitliches Abrutſchen,
Loopings uſw. ſich „hinter ihn klemmt“, um ihm dann „die
Kiſte vollzuſchießen“, um in der Fliegerſprache zu reden. Der
Start ſämtlicher Flugzeuge im Geſchwaderverbande mußte auch
den größten Zweifler und Peſſimiſten von den Fortſchritten der
deutſchen Luftſchiffahrt überzeugen. Auch das, was der Feld
ſoldat als altbekannte Erſcheinung am Fronthimmel kennt, wo
die Feſſelballonbeobachter zuweilen aus der in Brand geſchoſſe-
nen Ballonen ein luſtiges Wettſpringen veranſtalten aller-
dings ohne mit dem endloſen Jubel einer begeiſterten Menge
empfangen zu werden, wie es hier der Fall war, als Lt. Triebner
beim letzten Flug des G-Flugzeuges mit dem Fallſchirm abſprang,
mußte geſtern als Nervenkitzel dienen So wurde an dieſem
Halliſchen Fliegertage der Zweck erreicht, unter Hinweis auf die
Höhe der gegenwärtigen Entwicllung des Flugweſens den Luft-
verkehrsgedanken in die weiteſten Kreiſe zu tragen. Hr.

r

Das Schwimmfeſt in Magdeburg
Die deutſchen Meiſterſchaften.

An den beiden Tagen des Schwimmfeſtes in Magdeburg
hatte ſich eine ungewöhnlich hohe Zahl Zuſchauer, am Sonnabend
gegen 3000, am Sonntag rund 6000 zuſamengefunden. Das
Wetter begünſtigte die Veranſtaltung in unerwarteter Weiſe.
Aber auch die Leiſtungen ſtanden in dieſem Jahre auf ganz
beſonderer Höhe. Beſonders unerwartet war der Sieg der
Kölner in der Senior-Lagenſtafette. Das Feſt machte ſeinem
Veranſtalter, dem Verein Hellas-Magdeburg, alle Ehre. Die
Kämpfe am Sonntag dehnten ſich von 3 Uhr nachmittags bis
zum Abend aus.

Das Ergebnis der Wettkämpfe war folgendes:
1. II. Senior-Lagenſtafette, 4mal 100 Meter

(Bruſt, Seite, Rücken, Handüberhand). 5 Teilnehmer. 1. Hellas
(Magdeburg) in 5 Min. 32 Sek. mit der Mannſchaft: Radek,
Benecke, Frölich und W. Riedel.

2. Damen-Schwimmen, 300 Meter beliebig, 4 Teil-
nehmer. 1. Frl. E. Murrah, Germania (Berlin) in 5 Min.
19 Sek.; 2. Frl. Hüſing (Hamburg) in 5 Min. 34 Sek.;
83. Frl. Gr. Roſenberg in 5 Min. 46 Sek.

3. Junior-Seiteſchwimmen, 200 Meter, 2 Läufe,
12 Teilnehmer. 1. U. Reſor (Stillinge-Deſſau) in 83 Min. 12,4
Sek.; 2. J. Dahlem (Ruhrort) 09 in 3 Min. 14,6 Sek.; 3. M.
Löſch (Chemnitz) 92 in 3 Min. 15,2 Sek.; 4. G. Brünkor, Hellas
(Magdeburg) in 3 Min. 19 Sek.

4. Bruſt-Schwimmen für Herren über 30
Jahre, 100 Meter, 6 Teilnehmer. 1. H. Reeſe, Stern (Ham-
burg) in 1 Min. 28,6 Sek.

Se nior-Schwimmen, 500 Meter, 2 Teilnehmer.
1. C. Schiele Magdeburg 96) in 7 Min. 37,4 Sek., 2. G. Küneſch,
Boruſſia Sileſia (Breslau) in 7 Min. 40 Sek.

6. Damen-Springen, 5 Kürſprünge, 1 Teilnehmerin.
1. Frl. Hanni Joſeph.6 a. Junior-Schwimmen, 100 Meter, beliebig, zwei
Läufe, 18 Teilnehmer. 1. A. Kunze, Hellas (Magdeburg) in
1 Min. 14 Sek.

7. II. Senior Rückenſchwimmen, 1400 Meter,
(2 Läufe, 15 Teilnehmer. 1. (in totem Rennen) A. Beyer,
Waſſerfreunde (Spandau) in 1 Min. 27,6 Sek.; 2. O. Balals,
Poſeidon (Dresden) in 1 Min. 27,6 Sek.

8. J. Bruſt-Schwimmen, 4000 Meter, Kallenbach-
GedächtnisSchwimmen. Ehrenwanderpreis, gegeben vom Deut-
ſchen Reichsausſchuß für Olympiſche Spiele. Sieger 1913: W.
Bathe, A, S. V.- Breslau. Nur E. Rademacher, Hellas (Magde
burg) gemeldet. Zugeſprochen.

9. II. Kurze Strecke, 100 Meter, beliebig, 3 Läufe,
r 1. Th. Eitner, Poſeidon (Bremen) in 1 Min.

10. Damen-Bruſtſtafette, mal 100 Meter, 4 Teil-
nehmer. 1. Jungdeutſchland (Darmſtadt) in 5 Min. 13,2 Sek.;
2. Hamburger Damen S. V. 98 gang überlegen gewonnen.

141. Kurt Bretting GedächtnisSchwi200 Meter, beliebig, 4 Leine mer. 1. F. Gö wimme
n. S Se v F. Görges (Magdedeg

Junior-Springen, 3 Pflicht und in16 Teilnehmer. 1. W. Safft (Hildesheim 909), 5 rig
18. Meiſterſchaft von Deutſchland im Ri

i erten h ne Talnehnet iBeyer, aſſerfreu u) in 1 Min.gemeldet). 4 r et bereit
Jahre, ww er n 30Ster, iebig, nehmer. 1. W. Schn(Stutigart) in 1 Min. 17,4 Sekt eefuß, Se

15. Damen Rücken Schwimmen, 100
1. C. Murray, Germania (Berlin) in 15 Teilnehmer.

33,2 Sek.

6 rei J o zeilnehmer. 1. E. Benecke, Hellas deb45,4 Sek. was urg)
17. Ermunterungs Lagenſtafette

Meter, 8 Teilnehmer. 1. Alter immverein
5 Min. 50 Sek. mit der Mannſchaft:
Cramer und Neugebauer.

18. Willy Lützow Gedächtnis
200 Meter, Bruſt, 10 Teilnehmer. 1. C. Rade
(Magdeburg) in 8 Min. 08,4 Sek.

19. Welt ausſtellungs Stafette, 3mal 200
beliebig, 8 Teilnehmer. I. Magdeburg 98 in s in We
mit der Mannſchaft: Udener, Görges und Breitung.

20. Waſſerball Vorſpiel (2mal 7 Minutene Se r r gegen Stuttgart); Germania (Berlin) gegen Neue Leipziger e.Verein mit 5:4: Tor (1:3). aiger Schrinn
Die Reſultate waren:

Sonntag vormiktag.
1. Schwimmen um die Meiſterſchaft

Deutſchland über 1500 Meter. 1. Guhlitſch (Breslau) 8
24 Min. 24 Sek.; Schiele Magdeburg in 24 Min. 25
Stamper-Köln in 24 Min. 38 Sek.

2. Mehrkampf um die Neiſterſchaft
Deutſchland. a) Streckentauchen, 50 Meter; Sprime
6 Sprünge; c) Schwimmen, 100 Meter. 1. H. LuberVresng
mit 70 Punkten.

Sonntag nachmittag.
1. Schwimmen um die Neiſterſchaft

Deutſchland über die Kurze Strecke 100 ge
Fr. Gerges Magdeburg in 1 Min. 09,2 Sek.
2. Schwimmen um die Meiſterſchaft

Deutſchland im Bruſtſchwimmen, 100 Meter.
Rademacher- Magdeburg in 1 Min. 22,4 Sek.

3. Schwimmen um die Neiſterſchaft
Deutſchland im Seiteſchwimmen, 100 Meter.
Benecke- Magdeburg in 1 Min. 17,6 Sek.

4. Springen um die Meiſterſchaft e
Fer ans 12 Sprünge. 1. A. Zürner-Hamburg, vie
ziffer 11.

5. Damen-Schwimmen um die NMeiſterſhef
von Deutſchland, 100 Meter, beliebig. 1. G. Roſenberz i
1 Min. 28,2 Sek.

6. Lagen-Stafette für Herrenübers30 gar
4mal 1008 Meter. 1. Boruſſia-Sileſia-Breslau in 6 Min. 52

7. Damen Junior Bruſt Schwimmen,
Meter. 1. J. Schmuck- Darmſtadt in 1 Min. 42,2 Sek.

8. Junior Rücken Schwimmen, 100 Netze
1. Otto-Spandau in 1 Min. 31,2 Sek.

9. J. Senior Lagen Stafette, 4mal 100 Net
r Rücken, Handüberhand. 1. RennsKöln in 5 M

10. Waſſerball-Endſpiel um die Neiſtet
ſchaft von Deutſchland. Frankfurter Schwimmklub ge
neuen Leipziger Schwimmverein 4:8 (2:0).

11. Senior-Bruſt-Stafette, 3mal 100 Netz
1. Schwimmverein Breslau in 4 Min. 20,8 Sek.

12. II. Senior-Seite-Schwimmen, 100 Neh
1. E. Benecke- Magdeburg in 1 Min. 18,2 Sek.

13. Damen Bruſt Schwimmen, 100 Meter.
Murray Berlin in 1 Min. 88,2 Sek.

14. II. Senior-Stafette, 83mal 100 Meter behich
1. Magdeburg 96 in 3 Min. 33,2 Sek.

15. Junior-Bruſt-Schwimmen, 100 Neter. l.
Lotze Magdeburg in 1 Min. 29,8 Sek.

16. Hermann Pentz-Gedächtnis-Schwimn
200 Meter Rücken. 1. A. BeyerSpandau in 8 Min. 53 Sel

17. II. Senior-Springen, 8 Pflicht, 8 Kürſprüt

Die Reſultate fehlen. m18. Junior-Lagen-Stafette, Amal 100 eBruſt, Seite, Rücken, Hoch. 1. Alter Schwimmbverein Breslau
5 Min. 52,6 Sek.19. HamenStafette, 8mal 100 Neter bele
1. Hannoverſcher DamenSchwimmklub in 5 Min. 88 Seh.

20. Kreis-Lagen-Stafette, 4mal 100 Meter
Seite, Rücken, Hoch. 1. Kreis 8 (Mitteldeutſchland) in
28,2 Sek. vor Kreis 9 (Weſtdeutſchland).

HSußballſport in Thüringen
Jena. Spielvereinigung J gegen Sportfreunde plave

2: 1. Spielvereinigung III gegen Sportfreunde 2
Weimar. Wiamaria II gegen Spielvereiniung Jena I

Wiamaria Jugend gegen Sportfreunde Jugend 2:8. enErfurt. Koruſſte gegen T. B. Leipzig 1:2. T t
gung gegen Spielvereinigung Magdeburg 2-2. n
gegen Arnſtadt 2:3. V. St. II gegen St. V. I 2
vereinigung II gegen Arnſtadt 2:0. 4Zwickau. Sportklub gegen Sportverein Jena 2:

Gotha.
Merſeburg. V. f. B. I gegen M. T. V. Erfurt dal

I. Mannſchaften 1: 4. V. f. B. III gegen Wader
2 5. Die IV. Mannſchaften 2:6. 1. velLeichtathletik Staßfurt. 8000-Meterlauf: r n
4000-Meterlauf: 2. Orlink, 3. Baerfacker; Hochſprung: t
Speerwerfen: 3. Merkel; 100-Meterlauf: 8. Trimter,
facker; Olympiſche Staffel: 2. Jahn Magdeburg

x

300 et
in 2 M

von

Wacker ſchlägt Sportklub Erfurt mit a
Boruſſia ſchlägt Sportfreunde mit 2:0.

Hauptſchriftleiter. Helmui Böttcher ice
Verantwortlich für Politik: Helmut Böttcher für von
Voitzwirtſchaſt und Srort Hans Heiling. für denredattioneen Teil Adolf Meyer Werwri).

genteil: Paul Kerſten; ſämtlich in HalleAnzeiOtto Thiele. Buch u. Kunſtdruceret, Verlag der Halleſcen s

lich

den

hereinig

e „H

(Von u

Von gi
griffen der
ine größ

bisher

olniſcher B
zarſch d

eſien. J
anden ver
je über die

an der
cheitert.

tragen au
pundeten,

und 93 Gefec

Der Rei
erichterſtatt:
rechende M

engen ſo
in Zuſamn
m Bergarb

r den Fr
ebung d
deffnung d
bung dieſer
nigung mit
ſage gil
ilitäriſchen

picklung mit

Die Ver

Die Natiot
s Reichs

20. Auguſ
etzt,

Die

Die große
at eine Lehre

icht nur vom
h beachtet

ren Vohlennot ſint
e zu der her

ſſe verfolg
ne gehören

t Interpella
chternheit

1901 gegen Wacker 6:2. 9 u wenn es
die Herrick

ſtellung b
vor die

ſein
limmſte
r ihm als
n 5

S droht,noſſe der ſo
Auf

idt ſowohl

Appell an
gen, neue
ung gerad

deutſche
ung der
mal 8 Stu


	Hallesche Zeitung
	Jahr
	Monat
	Tag
	Nr. 402
	 - 
	 - 
	-
	 - 






